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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen der EG-Kommission 


für eine Entscheidung des Rates über den innergemeinschaftiichen Handel mit Erdöl 
und Erdölerzeugnissen 

für eine Entscheidung des Rates über die Ausfuhr von Erdölerzeugnissen nach Drittländern 

für eine Empfehlung des Rates an die Mitgliedstaaten betreffend die Aufrechterhaltung und 
Harmonisierung der Maßnahmen zur freiwilligen Beschränkung des Energieverbrauchs in der 
Gemeinschaft 

für eine Entscheidung des Rates über die von den Mitgliedstaaten zu ergreifenden Maßnahmen 
zur konzertierten und harmonisierten Einschränkung des Verbrauchs von Erdölerzeugnissen 

für einen Beschluß des Rates über die Einsetzung eines Energieausschusses 

für eine Verordnung des Rates betreffend die für die Aufstellung einer umfassenden Energiebilanz 
für die Gemeinschaft bestimmten Informationen 

— Drucksache 7/1638 — 

für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1055/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über die Mitteilung der Einfuhr von Kohlenwasserstoffen 
an die Kommission auf die Erdölerzeugnisse der Tarifstellen 27.10 A, B, C I und C II 
des Gemeinsamen Zolltarifs 

für eine Verordnung (EWG) des Rates über ein gemeinschaftliches und vorübergehendes System 
der Überwachung der Preise für Erdölerzeugnisse 

— Drucksache 7/1673 — 
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A. Bericht des Abgeordneten Wolfram 


Die Vorschläge der EG-Kommission — Drucksa- 
chen 7/1638 und 7/1673 — wurden vom Präsidenten 
des Deutschen Bundestages mit Schreiben vom 
15. Februar 1974 an den Ausschuß für Wirtschaft zur 
Beratung überwiesen. 

Die Kommission der EG schlägt dem Rat ein Bün- 
del von Maßnahmen zur Anwendung bei Versor- 
gungsstörungen im Energiebereich vor (Krisenpa- 
ket). Die Initiative der Kommission geht auf den Be- 
schluß der Kopenhagener Konferenz zurück. Die dem 
Bundestag zur Kenntnisnahme übersandten Vor- 
schläge haben zwischenzeitlich in den Beratungs- 
gremien der EG wesentliche, auch aufgrund von Vor- 
stellungen der Bundesregierung Abänderungen ge- 
funden. Die endgültige Fassung der Regelung wird 
jedoch von der Beschlußfassung im Rat abhängen. 

Bei den Beratungen im Wirtschaftsausschuß konn- 
ten die Vorschläge betr. Einsetzung eines Energie- 
ausschusses und über die Aufstellung einer umfas- 
senden Energiebilanz der für die Gemeinschaft be- 
stimmten Informationen ausgeklammert werden, weil 
der Rat über diese beiden Vorschläge im unmittel- 
baren Anschluß an die Kopenhagener Konferenz 
beschlossen hat. 

Zu den übrigen Vorschlägen hat der Ausschuß 
positiv Stellung genommen. Diese Vorschläge sehen 
im wesentlichen die folgenden Maßnahmen vor: 

— ein Lizenzsystem für Ausfuhren im innergemein- 
schaftlichen Handel und nach Drittländern 

— die Einführung freiwilliger und obligatorischer 
Energiesparmaßnahmen 


— die Ausdehnung der Einfuhrstatistik von Rohöl 
auch auf Mineralölprodukte 

— ein Preisüberwachungssystem für Rohöl und 
Mineralölprodukte. 

Die Maßnahmen sollen zunächst bis zum 30. Juni 
1974 befristet sein. Der Ausschuß hat den Vorschlä- 
gen in der Fassung, wie sie sich aus der Diskussion 
der Ständigen Vertreter abzeichneten, zugestimmt. 
Er bemerkt hierzu: 

1. Diese Krisenverordnungen sollten bei etwaigen 
zukünftigen Schwierigkeiten kurzfristig in Kraft 
gesetzt werden können. Die Kommission sollte 
deshalb die Verordnungen bei sich verändernden 
Verhältnissen auf ihre Anwendbarkeit überprü- 
fen. 

2. Der freie Warenverkehr für Mineralöl und Mine- 
ralölerzeugnisse sollte innerhalb der Gemein- 
schaft der EWG nur im Rahmen eines Gemein- 
schaftsverfahrens — mit Entscheidung durch die 
Kommission — beschränkt werden dürfen. 

3. Im Rahmen der Verordnung über ein Preisüber- 
wachungssystem sollen keine Höchstpreise ein- 
geführt werden. Für den Fall, daß bei übermäßi- 
gen Preisunterschieden oder spekulativen Preis- 
bewegungen, die das Gleichgewicht des Marktes 
in der Gemeinschaft beeinflussen können, die der 
Kommission aufgrund des EWG-Vertrages zur 
Verfügung stehenden Mittel nicht ausreichen soll- 
ten, soll die Kommission dem Rat Vorschläge für 
geeignete Maßnahmen unterbreiten. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
den Vorschlägen der EG-Kommission zuzustimmen. 


Bonn, den 20. März 1974 


Wolfram 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von den Vorschlägen der EG-Kommission — Drucksachen 7/1638 und 7/1673 — 
Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 20. März 1974 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Wolfram 

Berichterstatter 


3 



